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Der Marktgemeinderat Trappstadt gibt sich aufgrund des Art. 45 Abs. 1 der Gemeindeord-
nung flr den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August
1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-l), zuletzt gedndert durch § 1 des Gesetzes vom 23.
Dezember 2025 (GVBI. S. 637), folgende

Geschaftsordnung:

A. Die Gemeindeorgane und ihre Aufgaben

l. Der Gemeinderat

§1

Zustandigkeit im Allgemeinen

Der Gemeinderat beschlie3t Uber alle Angelegenheiten des eigenen und des libertragenen
Wirkungskreises, soweit sie nicht aufgrund eines Gesetzes bzw. einer Ubertragung durch
den Gemeinderat in die Zustandigkeit der ersten Birgermeisterin oder des ersten Blirger-
meisters fallen.

§2
Aufgabenbereich des Gemeinderats
Der Gemeinderat ist insbesondere fur folgende Angelegenheiten zustandig:
1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsénderungen der Gemeinde und zu
Anderungen des Namens der Gemeinde oder eines Gemeindeteils (Art. 2 und 11

GO),

2. die Entscheidung Uber Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberkennung
der Ehrenburgerwirde (Art. 16 GO),

3. die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschiisse sowie die Zuteilung der Auf-
gaben an diese (Art. 32, 33 GO),

4. die Aufstellung von Richtlinien fiir laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz
2 GO,

5. die Verteilung der Geschéfte unter die Gemeinderatsmitglieder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2
GO),

6. die Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO),

7. die Beschlussfassung Uber Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Gemeinde der
Genehmigung bedarf (z. B. aufgrund haushaltsrechtlicher Bestimmungen der GO oder
Genehmigungsvorbehalte nach KAG, BauGB, KommZG),

8. den Erlass, die Anderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen,



10.

1.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.
19.

20.

21.

22.

23.

24.

die Beschlussfassung uber die aligemeine Regelung der Beziige der Gemeindebediens-
teten (z. B. Grundsatzentscheidungen bzgl. Gewéahrung einer Arbeitsmarktzulage, Ver-
kirzung von Stufenlaufzeiten) und Uber beamten-, besoldungs-, versorgungs- und dis-
ziplinarrechtliche Angelegenheiten der Burgermeisterinnen oder Burgermeister und der
berufsmafigen Gemeinderatsmitglieder, soweit nicht das Gesetz (ber kommunale
Wahlbeamte und Wahlbeamtinnen oder das Bayerische Disziplinargesetz etwas ande-
res bestimmen,

die Beschaffung von Dienstfahrzeugen fir Blirgermeisterinnen und Biirgermeister,

die Beschlussfassung lber die Haushaltssatzung und Uber die Nachtragshaushaltssat-
zungen (Art. 65 und 68 GO),

die Beschlussfassung Uber den Finanzplan (Art. 70 GO),

die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlisse der Eigenbetriebe und
der Krankenhauser mit kaufmannischem Rechnungswesen sowie die Beschlussfassung
Uber die Entlastung (Art. 102 GO),

die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO Uber gemeindliche Unter-
nehmen (z. B. Errichtung, Ubernahme, Erweiterung, Beteiligung),

die hinsichtlich der Eigenbetriebe dem Gemeinderat im Ubrigen gesetzlich vorbehalte-
nen Angelegenheiten (Art. 88 GO),

die Bestellung und die Abberufung der Leitung und Stellvertretung des Rechnungspri-
fungsamts und der Priferinnen oder Prifer (Art. 104 Abs. 3 GO) sowie die Benennung
und Abberufung der oder des behordlichen Datenschutzbeauftragten, die Bestatigung
der Feuerwehrkommandantin oder des Feuerwehrkommandanten sowie der Vorschlag
von Schéffinnen und Schéffen,

die Entscheidung Uber die Zulassigkeit eines Burgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 8 GO)
und die Durchfiihrung eines Burgerentscheids (Art. 18 a Abs. 2, Abs. 10 GO),

die allgemeine Festsetzung von Abgaben, Tarifen und Entgelten,

die Entscheidung Uber Ernennung, Beférderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an
eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamtinnen und Beamten
ab Besoldungsgruppe A 9,

die Entscheidung Uiber Einstellung, Hohergruppierung (nicht nur voriibergehende Uber-
tragung einer hoherwertigen Tétigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen
Dritten, Beschéaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeithehmerin-
nen und Arbeitnehmer ab Entgeltgruppe 9a des TV6D oder ab einem entsprechenden
Entgelt,

die Entscheidung Uber Altersteilzeit der Gemeindebediensteten,

die Beschlussfassung uber die Beteiligung an Zweckverbanden und liber den Abschluss
von Zweckvereinbarungen,

die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z. B. der Bauleitpla-
nung, der Ortsplanung, der Landschaftsplanung und der Regional- und Landesplanung,
der Gewasserplanung und gemeindeubergreifender Planungen und Projekte,

die Namensgebung fiir Stralen, Schulen und sonstige offentliche Einrichtungen,



25. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertreterinnen und Vertretern
der Gemeinde in andere Organisationen und Einrichtungen,

26. die Beschlussfassung Uber die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschaft,

27. die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, insbesondere
Anderungen des Stiftungszwecks.

Il. Die Gemeinderatsmitglieder

§3

Rechtsstellung der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder, Befugnisse

(1) Gemeinderatsmitglieder tiben ihre Tatigkeit nach ihrer freien, nur durch die Riicksicht auf
das offentliche Wohl bestimmten Uberzeugung aus und sind an Auftrége nicht gebunden.

(2) Fur die aligemeine Rechtsstellung der Gemeinderatsmitglieder (Teilnahmepflicht, Sorg-
falts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss wegen personlicher
Beteiligung, Geltendmachung von Anspriichen Dritter, Ablehnung, Niederlegung und Verlust
des Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 bis 3, Art. 56a, Art. 49, 50, 48 Abs. 3 GO
sowie Art. 47 bis Art. 49 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz.

(3) Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen durch besonderen Be-
schluss einzelnen seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Bearbeitung
zuteilen und sie insoweit mit der Uberwachung der gemeindlichen Verwaltungstatigkeit be-
trauen (Art. 46 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 3 GO).

(4) Zur Ausubung von Verwaltungsbefugnissen sind Gemeinderatsmitglieder nur berechtigt,
soweit ihnen die erste Blrgermeisterin oder der erste Burgermeister im Rahmen der Ge-
schaftsverteilung nach Anhdrung der weiteren Biirgermeisterinnen oder Blrgermeister ein-
zelne Befugnisse (8§ 7 bis 11) Ubertragt (Art. 39 Abs. 2 GO).

(5) '"Gemeinderatsmitglieder, die eine Tatigkeit nach Absatz 3 oder 4 ausliben, haben ein
Recht auf Akteneinsicht innerhalb ihres Aufgabenbereichs. 2Zur Vorbereitung von Tagesord-
nungspunkten der nachsten Sitzung erhalt jedes Gemeinderatsmitglied nach vorheriger Ter-
minvereinbarung das Recht zur Einsicht in die entscheidungserheblichen Unterlagen, sofern
Grinde der Geheimhaltung nicht entgegenstehen. 3Im Ubrigen haben Gemeinderatsmitglie-
der ein Recht auf Akteneinsicht, wenn sie vom Gemeinderat durch Beschluss mit der Ein-
sichtnahme beauftragt werden. “Das Verlangen zur Akteneinsicht ist gegeniiber der ersten
Blrgermeisterin oder dem ersten Blrgermeister geltend zu machen.

§4

Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien

(1) 'Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente sind
so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. 2lm Umgang mit sol-
chen Dokumenten beachten die Gemeinderatsmitglieder Geheimhaltungsinteressen und den
Datenschutz. *Werden diese Dokumente fiir die Tatigkeit als Gemeinderatsmitglied nicht mehr
bendtigt, sind sie zurlickzugeben oder datenschutzkonform zu vernichten bzw. zu Idschen.

(2) 'Beschlussvorlagen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung fiir den Gemeinderat. Eine
Veréffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch Gemeinderats-
mitglieder ist nur zulassig, wenn die erste Blrgermeisterin oder der erste Blrgermeister und der
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Gemeinderat unter Berlicksichtigung des Datenschutzes zugestimmt haben und die Unterlagen
nur Tatsachen enthalten, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung
bedirfen. °Die Veroffentlichung oder Weitergabe von Beschlussvorlagen und weiteren Sit-
zungsunterlagen zu nichtéffentlichen Sitzungen ist nicht zuléassig.

(3) Die Gemeinderatsmitglieder, die Uber die technischen Voraussetzungen zum Versenden und
Empfangen elektronischer Post verfligen, kdnnen der ersten Blirgermeisterin oder dem ersten
Biirgermeister schriftlich eine elektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des
§ 19 Ubersandt bzw. von der Antrage im Sinne des § 20 versandt werden.

(4) "Die Nutzung elektronischer Medien wahrend der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch sie
eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefahrdet und der Sitzungsverlauf nicht gestort wird. 2Fiir
die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Gemeinderatsmitglieder gelten § 15 Abs. 2
Satze 3 und 4 entsprechend.

§5

Fraktionen

'Gemeinderatsmitglieder konnen sich zur Erreichung gemeinsamer Ziele zu Fraktionen zu-
sammenschlieRen. 2Eine Fraktion muss mindestens 3 Mitglieder haben. ®Die Bildung und
Bezeichnung der Fraktionen sowie deren Vorsitzende und ihre Stellvertretung sind der ersten
Blrgermeisterin oder dem ersten Bilirgermeister mitzuteilen; diese oder dieser unterrichtet
den Gemeinderat. “Satz 3 gilt entsprechend fiir wahrend der Wahlzeit eintretende Anderun-
gen des Starkeverhaltnisses der Fraktionen und Gruppen.

lll. Die erste Biirgermeisterin oder der erste Biirgermeister
1. Aufgaben

§6

Vorsitz im Gemeinderat

(1) 'Die erste Blirgermeisterin oder der erste Biirgermeister fihrt den Vorsitz im Gemeinderat
(Art. 36 GO). Sie oder er bereitet die Beratungsgegensténde vor und beruft die Sitzungen ein
(Art. 46 Abs. 2 GO). %In den Sitzungen leitet sie oder er die Beratung und die Abstimmung,
handhabt die Ordnung und (ibt das Hausrecht aus (Art. 53 Abs. 1 GO).

(2) "Halt die erste Biirgermeisterin oder der erste Burgermeister Entscheidungen des Gemein-
derats oder eines beschlieRenden Ausschusses flr rechtswidrig, verstandigt sie oder er den
Gemeinderat oder den Ausschuss von ihrer oder seiner Auffassung und setzt den Vollzug vor-
laufig aus. Wird die Entscheidung aufrechterhalten, fihrt sie oder er die Entscheidung der
Rechtsaufsichtsbehorde herbei (Art. 59 Abs. 2 GO).

§7
Leitung der Gemeindeverwaltung, Allgemeines

(1) 'Die erste Biirgermeisterin oder der erste Biirgermeister leitet und verteilt im Rahmen der
Geschaftsordnung die Geschéfte (Art. 46 Abs. 1 GO). Sie oder er kann dabei einzelne ihrer
oder seiner Befugnisse den weiteren Birgermeisterinnen oder Burgermeistern, nach deren
Anhérung auch einem Gemeinderatsmitglied und in den Angelegenheiten der laufenden Ver-
waltung Bediensteten der Gemeinde (ibertragen (Art. 39 Abs. 2 GO). *Geschéftsverteilung
und Befugnisregelung sollen Ubereinstimmen.



(2) 'Die erste Biirgermeisterin oder der erste Bilrgermeister volizieht die Beschliisse des Ge-
meinderats (Art. 36 GO). 2Uber Hinderungsgriinde unterrichtet sie oder er den Gemeinderat
oder den Ausschuss unverzuglich.

(3) Die erste Birgermeisterin oder der erste Blirgermeister fiihrt die Dienstaufsicht tiber die
Gemeindebediensteten und (bt die Befugnisse der oder des Dienstvorgesetzten gegeniiber
den Gemeindebeamtinnen und Gemeindebeamten aus (Art. 37 Abs. 4, Art. 43 Abs. 3 GO).

(4) 'Die erste Birgermeisterin oder der erste Biirgermeister verpflichtet die weiteren Biirger-
meisterinnen und Burgermeister schriftlich, alle Angelegenheiten geheim zu halten, die im
Interesse der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer
Lander Unbefugten nicht bekannt werden diirfen. 2In gleicher Weise verpflichtet sie oder er
Gemeinderatsmitglieder und Gemeindebedienstete, bevor sie mit derartigen Angelegenhei-
ten befasst werden (Art. 56a GO).

§8

Einzelne Aufgaben der ersten Biirgermeisterin oder des ersten Blirgermeisters

(1) Die erste Birgermeisterin oder der erste Burgermeister erledigt in eigener Zustandig-
keit

1. die laufenden Angelegenheiten, die fur die Gemeinde keine grundséatzliche Bedeutung
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1 GO),

2. die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes
Ubertragenen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung einschlieflich
des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevélkerung, soweit nicht fur haus-
halts- oder personalrechtliche Entscheidungen der Gemeinderat zustandig ist (Art. 37
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO),

3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines ihrer
Lander geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO),

4. die ihr oder ihm vom Gemeinderat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO Ubertragenen Angele-
genheiten,

5. die Entscheidung Uber die Ernennung, Beférderung, Abordnung, Versetzung, Zuwei-
sung an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamtinnen und
Beamten bis zur Besoldungsgruppe A 8 (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),

6. die Entscheidung Uber die Einstellung, Hohergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zu-
weisung an einen Dritten, Beschaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bis zur Entgeltgruppe 8 des TVOD oder bis zu
einem entsprechenden Entgelt (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),

7. die voriibergehende Ubertragung einer hdher zu bewertenden Ttigkeit auf eine Arbeit-
nehmerin oder einen Arbeitnehmer im Geltungsbereich des TVAD oder eines entspre-
chenden Tarifvertrags,

8. dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschafte (Art. 37 Abs. 3 GO),

9. die Aufgaben als Vorsitzende oder Vorsitzender des Verwaltungsrats selbststandiger
Kommunalunternehmen des éffentlichen Rechts (Art. 90 Abs. 3 Satz 2 GO),



10. die Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform (Art. 93 Abs. 1 GO).

(2) Zu den Aufgaben der ersten Blrgermeisterin oder des ersten Burgermeisters gehoren
insbesondere auch:

1.

in Personalangelegenheiten der Gemeindebediensteten:

a) der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften sowie etwaiger
Grundsatzbeschlisse des Gemeinderats,

b) Entscheidungen im Zusammenhang mit Nebentatigkeiten.
in allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen fur die Gemeinde:
a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln
- im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien des
Gemginderats, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Hoéhe festge-
- :rengtUsl')IEgen bis zu einem Betrag von 4.500,- € im Einzelfall,
b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollziehung

von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beitrdgen und Gebuhren sowie von sons-
tigen Forderungen bis zu folgenden Betragen im Einzelfall:

- Erlass 450,- €
- Niederschlagung 2.250,- €
- Stundung bis 1 Jahr: 4.500,-€, daruber: 2.250,- €
- Aussetzung der Vollziehung 2.250,- €

c) die Entscheidung iber GberplanmafRige Ausgaben bis zu einem Betrag von 2.250,- €
und Uber auflerplanmafige Ausgaben bis zu einem Betrag von 1.125,-€ im Einzelfall,
soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewabhrleistet ist (Art. 66 Abs. 1 Satz 1
GO),

d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen fur die Gemeinde, insbe-
sondere der Abschluss von Vertragen und sonstiger Rechtsgeschéfte sowie die
Wahrnehmung von Rechten und Pflichten der Gemeinde, bis zu einem Betrag oder —
falls dieser zum Zeitpunkt der Handlung oder des Unterlassens nicht feststeht — einer
Wertgrenze oder einem geschatzten Auftragswert von 4.500,- €,

e) Nachtrage zu Vertrdgen und Rechtsgeschéften auerhalb der Bewirtschaftungsbe-
fugnis nach Buchst. a (entweder bereits ohne Nachtrag oder erstmalig aufgrund Sum-
mierung mit Nachtrdgen), die einzeln oder zusammen die urspriinglich vereinbarte
Auftragssumme um nicht mehr als 10 %, insgesamt jedoch nicht mehr als 2.250,- €
erhdhen,

f) die Gewadhrung von Zuschissen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungsuberlas-
sung von Raumen, an Vereine und Verbande bis zu einem Betrag von 450,- € je
Einzelfall.

in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten:

a) die Behandlung von Rechtsbehelfen einschliefllich Abhilfeverfahren, die Abgabe von
Prozesserklarungen einschlieBlich Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmitteln und



Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des Mandats an eine Prozessbevoll-
machtigte oder einen Prozessbevollméachtigten, wenn die finanzielle Auswirkung auf
die Gemeinde bzw., falls diese nicht bestimmbar, der Streitwert voraussichtlich
4.500,- € nicht ubersteigt und die Angelegenheit keine grundsatzliche Bedeutung hat,

b) Angelegenheiten des (bertragenen Wirkungskreises ohne grundsétzliche Bedeu-
tung, soweit sie nicht dem Gemeinderat vorbehalten sind (§ 2), insbesondere Staats-
angehdrigkeits- und Personenstandswesen, Meldewesen, Wahlrecht und Statistik,
Gesundheits- und Veterinarwesen, o&ffentliches Versicherungswesen, Lastenaus-
gleich.

4. in Bauangelegenheiten:

a) die Abgabe der Erkldarung der Gemeinde nach Art. 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bzw. die
Mitteilung nach Art. 58 Abs. 2 Satz 6 BayBO,

b) die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. 5 Satz 2 BayBO,

c) die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach Art. 65 Abs. 1 Satz 4 BayBO,
§ 36 BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BayBO fiir Gebaude der Gebaude-
klassen 1 bis 3 sowie fur bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Hohe
bis zu 10 m

- im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach § 30 Abs. 1 BauGB oder ei-
nes vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit
flr das Vorhaben die Erteilung nur geringfligiger Ausnahmen und Befreiungen
nach § 31 BauGB erforderlich ist, oder

- innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils,

d) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1
BayBO,

e) die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB bei Nichtbeste-
hen des Vorkaufsrechts.

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist fir die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2
der Zeitraum mafgeblich, fur den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum
nicht bestimmbar, so ist der finffache Jahresbetrag anzusetzen.

(4) Soweit die Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 7 und Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz
1 GO fallen, werden sie hiermit der ersten Burgermeisterin oder dem ersten Biirgermeister
gemaf Art. 37 Abs. 2 GO zur selbststandigen Erledigung Ubertragen.

§9

Vertretung der Gemeinde nach aufien

(1) Die Befugnis der ersten Blrgermeisterin oder des ersten Burgermeisters zur Vertretung
der Gemeinde nach auf’en bei der Abgabe von rechtserheblichen Erklarungen (Art. 38 Abs.
1 GO) beschrankt sich auf den Vollzug der einschlagigen Beschliisse des Gemeinderats
und der beschliefenden Ausschisse, soweit die erste Blrgermeisterin oder der erste Bir-
germeister nicht geman § 8 zum selbststdndigen Handeln befugt ist.

(2) Die erste Burgermeisterin oder der erste Blrgermeister kann im Rahmen seiner Vertre-
tungsbefugnis unter Beachtung des Art. 39 Abs. 2 GO anderen Personen Vollmacht zur
Vertretung der Gemeinde erteilen.



§ 10
Abhalten von Biirgerversammlungen

(1) 'Die erste Biirgermeisterin oder der erste Blirgermeister beruft mindestens einmal jahr-
lich, auf Verlangen des Gemeinderats auch ofter, eine Blrgerversammiung ein (Art. 18 Abs.
1 GO). “Den Vorsitz in der Versammlung fiihrt die erste Blirgermeisterin oder der erste
Birgermeister oder eine von ihr oder ihm bestellter Vertretung.

(2) Auf Antrag von Gemeindeblirgerinnen und Gemeindebirgern nach Art. 18 Abs. 2 GO
beruft die erste Blirgermeisterin oder der erste Birgermeister daruber hinaus eine weitere
Burgerversammlung ein, die innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags bei der
Gemeinde stattzufinden hat.

§ 11
Sonstige Geschifte

Die Befugnisse der ersten Burgermeisterin oder des ersten Blrgermeisters, die auflerhalb
der Gemeindeordnung gesetzlich festgelegt sind (z. B. Wahrnehmung der standesamtli-
chen Geschafte, Aufnahme von Nottestamenten usw.), bleiben unberuhrt.

2. Stellvertretung

§12
Weitere Biirgermeisterinnen und Biirgermeister, weitere Stellvertretung, Aufgaben

(1) Die erste Blrgermeisterin oder der erste Burgermeister wird im Fall der Verhinderung
von der zweiten Blrgermeisterin oder vom zweiten Burgermeister vertreten (Art. 39 Abs. 1
Satz 1 GO).

(2) Fir den Fall gleichzeitiger Verhinderung der Blrgermeisterinnen und Blrgermeister be-
stimmt der Gemeinderat aus seiner Mitte gemaf Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO weitere Stellver-
tretungen in folgender Reihenfolge:

1. Daniel Pelzl

2. Oliver Zeitz

(3) Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter tbt im Verhinderungsfall die gesamten gesetz-
lichen und geschaftsordnungsmaRigen Befugnisse der ersten Blrgermeisterin oder des ers-
ten Blrgermeisters aus.

(4) 'Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatséchlichen
oder rechtlichen Griinden, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorlaufiger
Dienstenthebung oder persdnlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt auszuiben. 2ist
die zu vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Amtsgeschéfte
auszuiliben und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall der Verhinderung
nicht vor.
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B. Der Geschaftsgang
I. Allgemeines

§13
Verantwortung fiir den Geschiftsgang

(1) 'Gemeinderat und erste Biirgermeisterin oder erster Biirgermeister sorgen fiir den ord-
nungsgemafien Gang der Geschéfte, insbesondere fur den Vollzug der gesetzlichen Vor-
schriften im eigenen und im Ubertragenen Wirkungskreis und fur die Durchfiihrung der ge-
setzméRigen Anordnungen und Weisungen der Staatsbehdrden. 2Sie schaffen die dazu er-
forderlichen Einrichtungen (Art. 56 Abs. 2, Art. 59 Abs. 1 GO).

(2) 'Eingaben und Beschwerden der Gemeindeeinwohner an den Gemeinderat (Art. 56 Abs.
3 GO) werden durch die Verwaltung vorbehandelt und sodann dem Gemeinderat vorgelegt.
2Eingaben, die in den Zustandigkeitsbereich der ersten Blrgermeisterin oder des ersten Biir-
germeisters fallen, erledigt diese oder dieser in eigener Zusténdigkeit; in bedeutenden An-
gelegenheiten unterrichtet sie oder er den Gemeinderat.

§14
Sitzungen, Beschlussfahigkeit

(1) 'Der Gemeinderat beschliet in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1 GO). 2Eine Beschlussfassung
durch mundliche Befragung auRRerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausge-
schlossen.

(2) Der Gemeinderat ist beschlussfahig, wenn sdmtliche Mitglieder ordnungsgeman geladen
sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 2 GO).

(3) 'Wird der Gemeinderat wegen Beschlussunfahigkeit in einer friiheren Sitzung infolge ei-
ner nicht ausreichenden Zahl anwesender Mitglieder zum zweiten Mal zur Verhandlung liber
denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Riicksicht auf die Zahl der Erschie-
nenen beschlussfahig. 2Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hingewiesen
werden (Art. 47 Abs. 3 GO).

. §15
Offentliche Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind offentlich, soweit nicht Ruicksichten auf das Wohl
der Allgemeinheit oder auf berechtigte Anspriche Einzelner entgegenstehen (Art. 52 Abs. 2
GO).

(2) 'Die offentlichen Sitzungen des Gemeinderats sind allgemein zuganglich, soweit der fiir
die Zuhorerschaft bestimmte Raum ausreicht. 2Fir die Medien ist stets eine angemessene
Zahl von Platzen freizuhalten. *Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bediirfen der Zustimmung
der oder des Vorsitzenden und des Gemeinderats; sie sind auf Verlangen eines einzelnen
Mitglieds hinsichtlich seiner Person zu unterlassen. “Ton- und Bildaufnahmen von Gemein-
debediensteten und sonstigen Sitzungsteilnehmenden sind nur mit deren Einwilligung zulés-
sig.

(3) Zuhdrende, welche die Ordnung der Sitzung stéren, kénnen durch die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden aus dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 53 Abs. 1 GO).
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§ 16
Nichtoffentliche Sitzungen

(1) "In nichtoffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

1. Personalangelegenheiten in Einzelféllen,
2. Rechtsgeschafte in Grundstlicksangelegenheiten,
3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen.

2AuRerdem werden in nichtoffentlicher Sitzung behandelt:

1. Angelegenheiten des (ibertragenen Wirkungskreises, deren nichtoffentliche Behandlung
im Einzelfall von der Aufsichtsbehdrde verfugt ist,

2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder
nach der Natur der Sache erforderlich ist.

(2) 'Zu nichtéffentlichen Sitzungen konnen im Einzelfall durch Beschluss Personen, die dem
Gemeinderat nicht angehoren, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit fur die Be-
handlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. 2Diese Personen sollen zur
Verschwiegenheit nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz verpflichtet werden.

(3) Die in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse gibt die erste Blrgermeisterin oder
der erste Biirgermeister der Offentlichkeit bekannt, sobald die Griinde fir die Geheimhaltung
weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 GO).

Il. Vorbereitung der Sitzungen

§17
Einberufung

(1) 'Die erste Biirgermeisterin oder der erste Birgermeister beruft die Gemeinderatssitzun-
gen ein, wenn die Geschéaftslage es erfordert oder wenn ein Viertel der Gemeinderatsmitglie-
der es schriftlich oder elektronisch unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes bean-
tragt (Art. 46 Abs. 2 Satze 1 und 2 GO). ?Nach Beginn der Wahlzeit und im Fall des Art. 46
Abs. 2 Satz 2 GO beruft sie oder er die Gemeinderatssitzung so rechtzeitig ein, dass die
Sitzung spatestens vier Wochen nach Beginn der Wahizeit (Art. 46 Abs. 2 Satz 1 GO) oder
nach Eingang des Verlangens stattfinden kann (Art. 46 Abs. 2 Satz 3 GO).

(2) 'Die Sitzungen finden im Sitzungszimmer des Kulturraums Trappstadt bzw. des Feuer-
wehrhauses Alsleben statt; sie beginnen in der Regel um 19:30 Uhr. RegelmaRiger Sit-
zungstag fir Gemeinderatssitzungen ist der erste Donnerstag des Monats. ®In der Einladung
(§ 19) kann im Einzelfall etwas anderes bestimmt werden.

§18
Tagesordnung

(1) 'Die erste Biirgermeisterin oder der erste Biirgermeister setzt die Tagesordnung fest.
2Rechtzeitig eingegangene Antrage von Gemeinderatsmitgliedern setzt die erste Blrgermeis-
terin oder der erste Biirgermeister méglichst auf die Tagesordnung der nachsten Sitzung. *Ist
das nicht mdglich, sind die Antrage in jedem Fall innerhalb von 3 Monaten auf die Tagesord-
nung einer Gemeinderatssitzung zu setzen. “Eine materielle Vorpriifung findet nicht statt.

(2) "In der Tagesordnung sind die Beratungsgegensténde einzeln und inhaltlich konkretisiert
zu benennen, damit es den Gemeinderatsmitgliedern ermdglicht wird, sich auf die Behandlung
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der jeweiligen Gegenstande vorzubereiten. 2Soweit die Konkretisierung schutzwiirdige Daten
enthalten, sollten diese den Gemeinderatsmitgliedern regelmafig gesondert zur Verfligung
gestellt werden.’Das gilt sowohl fir 6ffentliche als auch fir nichtoffentliche Gemeinderatssit-
zungen.

(3) 'Die Tagesordnung fir 6ffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der
Sitzung spéatestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsublich bekannt zu machen (Art. 52
Abs. 1 GO). 2Die Tagesordnung nichtoffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht.

(4) Den ortlichen Medien soll die Tagesordnung jeder 6ffentlichen Sitzung rechtzeitig mitge-
teilt werden.

§19
Form und Frist fiir die Einladung

(1) 'Die Gemeinderatsmitglieder werden schriftlich unter Beifligung der Tagesordnung oder mit
ihrem Einverstandnis elektronisch zu den Sitzungen eingeladen. ?2Im Falle einer elektronischen
Einladung werden der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch eine E-Mail und die Tagesord-
nung durch einen mit dieser E-Mail versandten Link auf ein in einem technisch individuell gegen
Zugriffe Dritter geschutzten Bereich (Ratsinformationssystem) eingestelltes und abrufbares Do-
kument mitgeteilt. *Die Tagesordnung kann bis spatestens zum Ablauf des 3. Tages vor der
Sitzung ergénzt werden.

(2) Im Falle der elektronischen Ladung geht die Tagesordnung zu, wenn die E-Mail nach Absatz
1 Satz 2 im elektronischen Briefkasten des Empféangers oder bei seinem Provider abrufbar ein-
gegangen und Ublicherweise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist.

(3) 'Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, insbesondere Beschlussvorlagen, beigefiigt
werden, wenn und soweit dies sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit sowie
des Datenschutzes nicht entgegenstehen. ?Die weiteren Unterlagen werden grundsatzlich nur
elektronisch im Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 2 rechtzeitig vor der Sit-
zung zur Verfligung gestellt.

(4) 'Die Ladungsfrist betragt 5 Tage; sie kann in dringenden Fallen auf 3 Tage verkirzt wer-
den. 2Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der
Frist nicht mitgerechnet.

§20
Antrage

(1) 'Antrége, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich oder elektronisch
zu stellen und ausreichend zu begriinden. ?Bei elektronischer Ubermittlung sind Geheimhal-
tungsinteressen und der Datenschutz zu beachten; schutzwiirdige Daten sind in verschlis-
selter Form zu Ubermitteln. *Antrége sollen spatestens am 10. Tag vor der Sitzung bei der
ersten Burgermeisterin oder beim ersten Blrgermeister eingereicht werden. *Soweit ein An-
trag mit Ausgaben verbunden ist, die im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen
Deckungsvorschlag enthalten.

(2) Verspétet eingehende oder erst unmittelbar vor oder wahrend der Sitzung gestellte An-
trage konnen nachtraglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn

1. die Angelegenheit dringlich ist und der Gemeinderat der Behandlung mehrheitlich zu-
stimmt oder

2. samtliche Mitglieder des Gemeinderats anwesend sind und kein Mitglied der Behand-
lung widerspricht.
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(3) Antrage zur Geschaftsordnung, z. B. Nichtbefassungsantrage, Zurickziehung eines An-
trags u. 4., Antrége auf Festsetzung eines Ordnungsgelds nach Art. 53 Abs. 3 GO oder ein-
fache Sachantrage, z. B. Anderungsantrage u.a., kdnnen auch wahrend der Sitzung und
ohne Beachtung der Form gestellt werden.

lll. Sitzungsverlauf

§ 21
Eroffnung der Sitzung

(1) 'Die oder der Vorsitzende eroffnet die Sitzung. ?Sie oder er stellt die ordnungsgemane
Ladung der Gemeinderatsmitglieder sowie die Beschlussfahigkeit des Gemeinderats fest
und erkundigt sich nach Einwdnden gegen die Tagesordnung.

(2) 'Die Niederschrift Uber die vorangegangene nichtéffentliche Sitzung wird bei den Ge-
meinderatsmitgliedern in Umlauf gesetzt. “®Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine Ein-
wendungen erhoben werden, so gilt die Niederschrift als vom Gemeinderat gemaf Art. 54
Abs. 2 GO genehmigt.

§ 22
Eintritt in die Tagesordnung

(1) 'Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten
Reihenfolge behandelt. 2Die Reihenfolge kann durch Beschluss gedndert werden.

(2) 'Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtéffentlicher Sitzung behandelt werden (§ 16), so
wird darliber vorweg unter Ausschluss der Offentlichkeit beraten und entschieden (Art. 52
Abs. 2 Satz 2 GO). ?Wird von vornherein zu einer nichtéffentlichen Sitzung eingeladen, gilt
die Behandlung in nichtoffentlicher Sitzung als gebilligt, wenn und soweit nicht der Gemein-
derat anders entscheidet.

(3) 'Die oder der Vorsitzende oder eine von ihr oder ihm mit der Berichterstattung beauftragte
Person tragt den Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erldutert ihn. 2An-
stelle des miindlichen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden.

(4) 'Soweit erforderlich, konnen auf Anordnung der oder des Vorsitzenden oder auf Be-
schluss des Gemeinderats Sachverstindige zugezogen und gutachtlich gehdrt werden.
2Entsprechendes gilt fir sonstige sachkundige Personen.

§23
Beratung der Sitzungsgegenstinde

(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverstandigen,
eroffnet die oder der Vorsitzende die Beratung.

(2) "Mitglieder des Gemeinderats, die nach den Umstanden annehmen missen, von der Be-
ratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen personlicher
Beteiligung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung
der oder dem Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. 2Entsprechendes gilt, wenn Anhalts-
punkte dieser Art wahrend der Beratung erkennbar werden. 3Das wegen personlicher Betei-
ligung ausgeschlossene Mitglied hat wahrend der Beratung und Abstimmung seinen Platz
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am Beratungstisch zu verlassen; es kann bei offentlicher Sitzung im Zuhérerraum Platz neh-
men, bei nichtdffentlicher Sitzung verlasst es den Raum.

(3) 'Sitzungsteiinehmende durfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen von der oder dem
Vorsitzenden erteilt wird. ?Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der
Wortmeldungen. ®Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet die oder der Vorsitzende (iber
die Reihenfolge. “Bei Wortmeldungen ,zur Geschaftsordnung® ist das Wort auler der Reihe
sofort zu erteilen, 5Zuhérenden kann das Wort nicht erteilt werden.

(4) 'Rednerinnen und Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an den
Gemeinderat. 2Die Redebeitrdge missen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt be-
Ziehen.

(5) 'Wahrend der Beratung Uber einen Antrag sind nur zuldssig:

1. Antrage zur Geschaftsordnung,

2. Zusatz- oder Anderungsantrage oder Antrége auf Zuriickziehung des zu beratenden An-

trags.

2(ber Antrage zur Geschéftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst
findet insoweit nicht statt.

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung von der oder dem Vorsit-
zenden geschlossen.

(7) 'Bei VerstoR gegen die vorgenannten Regeln zu Redebeitragen, ruft die oder der Vorsit-
zende zur Ordnung und macht die betreffende Person auf den Verstol3 aufmerksam. ?Bei
weiteren VerstolRen kann ihnen die oder der Vorsitzende das Wort entziehen.

(8) 'Gegen Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung erheblich stdren, kann die oder
der Vorsitzende mit Zustimmung des Gemeinderats ein Ordnungsgeld bis zu 500 €, im Wie-
derholungsfall bis zu 1.000 €, festsetzen. 2Ein Wiederholungsfall im Sinne von Satz 1 liegt
vor, wenn gegenuber dem Mitglied innerhalb derselben Sitzung bereits ein Ordnungsgeld
festgesetzt wurde (Art. 53 Abs. 3 GO).

(9) "Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stéren,- sodass der
Sitzungsfortgang unmadglich gemacht oder jedenfalls wesentlich erschwert wird-, kann die
oder der Vorsitzende mit Zustimmung des Gemeinderats von der Sitzung ausschlieRen.
2(Jber den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet der Gemeinderat (Art. 53 Abs. 2
GO).

(10) 'Die oder der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und
Ordnung im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden kdnnen. “Eine
unterbrochene Sitzung ist spatestens am nachsten Tag fortzufiihren; einer neuerlichen Ein-
ladung hierzu bedarf es nicht. *Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sit-
zung unterbrochen wurde. “Die oder der Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung be-
kannt.
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§24
Abstimmung

(1) "Nach Durchfiihrung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf ,Schluss der
Beratung" schlieft die oder der Vorsitzende die Beratung und lasst Gber den Beratungsge-
genstand abstimmen. 2Sie oder er vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfahigkeit (§ 14
Abs. 2 und 3) gegeben ist.

(2) Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird iber sie in der nachstehenden Rei-
henfolge abgestimmt:

1. Antrage zur Geschaftsordnung,

2. weitergehende Antrage; das sind die Antrdge, die voraussichtlich einen grolReren Auf-
wand erfordern oder einschneidendere MafRnahmen zum Gegenstand haben,

3. friiher gestellte Antrége vor spater gestellten, sofern der spétere Antrag nicht unter die
Nrn. 1 oder 2 fallt.

(3) '"Grundsatzlich wird Uber jeden Antrag insgesamt abgestimmt. 2(Jber einzelne Teile eines
Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder die oder der Vorsitzende
eine Teilung vornimmt.

(4) "Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. Die oder der Vorsitzende formu-
liert die zur Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit ,ja" oder ,nein" beantwortet wer-
den kann. 3Grundsétzlich wird in der Reihenfolge ,ja" - ,nein" abgestimmt.

(5) 'Beschlisse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss des
Gemeinderats durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden ge-
fasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. 2Bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird dadurch ein ausnahmsweise
negativ formulierter Antrag abgelehnt, bedeutet dies nicht die Beschlussfassung Uber das
Gegenteil. *Kein Mitglied des Gemeinderats darf sich der Stimme enthalten (Art. 48 Abs. 1
Satz 2 GO).

(6) 'Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zu
zahlen. 2Das Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben;
dabei ist festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist.

(7) "Uber einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglieder,
die an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden sind. ?In
einer spateren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, ein bereits zur
Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt wer-
den, wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Bera-
tungsgegenstand ordnungsgemaf auf die Tagesordnung gesetzt wurde.

§ 25
Wahlen

(1) Fur Entscheidungen des Gemeinderats, die in der Gemeindeordnung oder in anderen
Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, gilt Art. 51 Abs. 3 GO, soweit in anderen
Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) 'Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. 2Ungilltig sind
insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen des
Gewahlten nicht eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von Kennzeichen oder ahnlichem

das Wahlgeheimnis verletzen kénnen.
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(3) "Gewanhlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen giiltigen Stimmen erhélt. 2Ist min-
destens die Halfte der abgegebenen Stimmen ungliltig, ist die Wahl zu wiederholen. 3lIst die
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gliltig und erhalt niemand mehr als die Halfte der abge-
gebenen gultigen Stimmen, findet eine Stichwahl unter den beiden sich bewerbenden Per-
sonen mit den hochsten Stimmenzahlen statt. “Haben im ersten Wahlgang mehr als zwei
Personen die gleiche hdchste Stimmenzahl, wird die Wahl wiederholt. *"Haben mehrere Per-
sonen die gleiche zweithtchste Stimmenzahl, entscheidet das Los dariber, wer von ihnen in
die Stichwahl kommt. ®Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleichfalls das
Los.

§ 26
Anfragen

'Die Gemeinderatsmitglieder knnen in jeder Sitzung nach Erledigung der Tagesordnung an
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden Anfragen uber solche Gegenstéande richten, die in die
Zustandigkeit des Gemeinderats fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen. Nach Még-
lichkeit sollen die oder der Vorsitzende oder anwesende Gemeindebedienstete solche An-
fragen sofort beantworten. 3Ist das nicht méglich, so werden sie in der nachsten Sitzung oder
schriftlich beantwortet. “Eine Aussprache Uber Anfragen findet in der Sitzung grundsétzlich
nicht statt.

§ 27
Beendigung der Sitzung

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schlie3t die oder der Vorsitzende

die Sitzung.
IV. Sitzungsniederschrift

§28
Form und Inhalt

(1) 'Uber die Sitzungen des Gemeinderats werden Niederschriften gefertigt, deren Inhalt sich
nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. °Die Niederschriften werden getrennt nach oéffentlichen und
nichtoffentlichen Tagesordnungspunkten gefiihrt.  Niederschriften sind jahrgangsweise zu
binden.

(2) 'Als Hilfsmittel fiir das Anfertigen der Niederschrift konnen Tonaufnahmen gefertigt wer-
den. 2Der Tontrager ist unverziglich nach Genehmigung der Niederschrift zu I6schen und
darf AuBenstehenden nicht zugénglich gemacht werden.

(3) "Ist ein Mitglied des Gemeinderats bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist dies in
der Niederschrift besonders zu vermerken. 2Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der Nie-
derschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat (Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).

(4) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden und von der Schriftfiihrerin oder dem
Schriftfihrer zu unterzeichnen und vom Gemeinderat zu genehmigen (Art. 54 Abs. 2 GO).

(5) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten gefiihrt.

17



§29
Einsichtnahme und Abschrifterteilung

(1) In die Niederschriften Uber o6ffentliche Sitzungen kénnen alle Gemeindeburgerinnen und
Gemeindeburger Einsicht nehmen und sich gegen Kostenerstattung Kopien flr den Eigen-
gebrauch erteilen lassen; dasselbe gilt fiir auswérts wohnende Personen hinsichtlich ihres
Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im Gemeindegebiet (Art. 54 Abs. 3
Satze 2 bis 4 GO).

(2) '"Gemeinderatsmitglieder konnen jederzeit die Niederschriften tber &ffentliche und nicht-
offentliche Sitzungen einsehen und sich Kopien der Niederschriften der 6ffentlichen Sitzun-
gen fiir den Eigengebrauch erteilen lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von Be-
schliissen, die in nichtéffentlicher Sitzung gefasst wurden, kdnnen sie verlangen, wenn die
Griinde fir die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 i.V.m. Art. 54 Abs. 3 Satz 1
GO).

(3) "Niederschriften Uber offentliche Sitzungen kénnen den Gemeinderatsmitgliedern im
Ratsinformationssystem zur Verfliigung gestellt werden. ?Gleiches gilt fiir Beschliisse, die in
nichtéffentlicher Sitzung gefasst wurden, wenn die Griinde fir die Geheimhaltung weggefal-
len sind.

(4) Die Absatze 1 und 2 gelten auch fiir Niederschriften friiherer Wahizeiten.

(5) In Rechnungspriifungsangelegenheiten kénnen die Gemeinderatsmitglieder jederzeit die
Berichte Uber die Prifungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschriften werden nicht erteilt.

V. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen

§ 30
Art der Bekanntmachung

(1) 'Satzungen und Verordnungen werden durch Verdffentlichung im ausschlieflich digital
verdffentlichten Amtsblatt des Landratsamtes Rhon-Grabfeld amtlich bekannt gemacht. 2Auf
die einschlagig 6ffentlich zugangliche Internetseite des Landratsamtes Rhén-Grabfeld wird
verwiesen. *Soweit eine zusétzliche analoge Form der Bekanntmachung gesetzlich zwin-
gend erforderlich ist, erfolgen Bekanntmachungen im ausschlieflich digital veroffentlichten
Amtsblatt nach Satz 1 und zusétzlich durch Niederlegung zur Einsichtnahme in der Verwal-
tung der Verwaltungsgemeinschaft und Bekanntgabe der Niederlegung an den Gemeindeta-
feln. Der Anschlag an den Gemeindetafeln erfolgt erst, wenn der bekannt zu machende Text
in der Verwaltung niedergelegt ist, und wird frihestens nach 14 Tagen wieder abgenommen.
Es wird schriftlich oder elektronisch festgehalten, wann der Anschlag angebracht und wann
er wieder abgenommen wurde; dieser Vermerk wird zu den Akten genommen.

(2) Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf eine an-
dere in Art. 26 Abs. 2 GO bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, so wird hierauf im Amts-
blatt des Landratsamtes nach Abs. 1 hingewiesen.

(3) Die Gemeinde unterhélt in jedem Ortsteil eine Gemeindetafel. Diese befindet sich am
Dorfplatz in Trappstadt und an der alten Schule in Alsleben.
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C. Schlussbestimmungen
§ 31
Anderung der Geschiftsordnung
Vorstehende Geschaftsordnung kann durch Beschluss des Gemeinderats geandert werden.
§32
Verteilung der Geschiftsordnung
'Jedem Mitglied des Gemeinderats ist ein Exemplar der Geschaftsordnung auszuhandigen.

2im Ubrigen liegt die Geschaftsordnung zur allgemeinen Einsicht in der Verwaltung der Ge-
meinde auf.

§33
Inkrafttreten

'Diese Geschaftsordnung tritt mit Wirkung vom 01.05.2026 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Ge-
schaftsordnung vom 13.05.2020 in der Fassung der Anderung vom 09.09.2021 auRer Kraft.

Trappstadt, 22.05.2026

Lo C

Custodis
Erster Burgermeister
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